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Aus den Verhandlungen des Regierungsrates  
vom 11. Juni 2019 
 
 
Tätigkeitsbericht 2018 verabschiedet 
 
Dem Landrat wird der Tätigkeitsbericht 2018 unterbreitet. Auf 70 Seiten berichten Regie-
rungsrat, die Staatskanzlei, die fünf Departemente und die Gerichte über die Schwerpunkte 
ihrer Tätigkeiten im vergangenen Jahr. Ergänzt wird die Berichterstattung durch einen  
umfassenden Statistikteil sowie einen Überblick über die Jahresrechnung 2018.  
 
2018 erfolgte der Start in die Legislaturperiode 2019–2022. In diesem Jahr wurden von der 
Politik wichtige Entscheide getroffenen und Pläne verabschiedet, die von der Verwaltung mit 
grossem Einsatz umgesetzt werden. So stimmte die Landsgemeinde der öffentlichen Mitfi-
nanzierung touristischer Kerninfrastrukturen und der Sanierung und Erweiterung der 
Lintharena SGU zu. Zusammen mit dem erfolgten Spatenstich zur Stichstrasse Näfels-Mollis 
wird die Basis für einen prosperierenden Kanton gelegt. 
 
Was die politische Planung betrifft, so wurden bereits im Vorjahr die Steuerungsinstrumente 
optimiert, sodass der Kanton Glarus im schweizweiten Vergleich ausgezeichnet dasteht. Die 
für die nächste Dekade 2020–2030 erarbeitete Langfristplanung wurde im Jahr 2018 für die 
Legislaturperiode 2019–2022 konkretisiert. Die Legislaturplanung bildet die Grundlage für die 
zielgerichtete Arbeit der kantonalen Verwaltung. 
 
 
Interpellation «Ersatzwahlen in den Verwaltungsrat der Glarner Kantonalbank» 
 
Die von der SVP-Landratsfraktion Anfang April 2019 eingereichte Interpellation «Ersatzwah-
len in den Verwaltungsrat der Glarner Kantonalbank» wird wie folgt beantwortet: 
 
Mit höchster Priorität hat die Glarner Kantonalbank mit der vorliegenden Nomination das von 
verschiedener Seite zu Recht geforderte Frauenvakuum entschärft. Haben der Verwaltungs-
rat bzw. das zuständige Gremium im Kanton nach einer valablen weiblichen Nachfolgerin für 
den scheidenden Vizepräsidenten gesucht? – Der Regierungsrat war noch nie in die Suche 
nach Kandidatinnen und Kandidaten für den Verwaltungsrat der Glarner Kantonalbank 
(GLKB) involviert. Schon in früheren Zeiten machte der Bankrat dem Landrat direkt Vor-
schläge bei Ersatzwahlen. Es entspricht Gesetz und Statuten, dass der Verwaltungsrat bei 
einer Aktiengesellschaft zuhanden der Generalversammlung einen Wahlvorschlag unterbrei-
tet. Entsprechend gab und gibt es kein «zuständiges Wahl-Gremium» im Kanton. 
 
Als Vertreter des Mehrheitsaktionärs steht es dem Regierungsrat aber frei, den Vorschlag 
des Verwaltungsrates der GLKB an der Generalversammlung zu akzeptieren oder eine  
eigene Kandidatin bzw. einen eigenen Kandidaten zur Wahl vorzuschlagen. Der Regierungs-
rat sah jedoch keinen Anlass, eigene Aktivitäten für einen weiteren Kandidaturvorschlag zu 
unternehmen oder gar einen Gegenvorschlag zu unterbreiten. Der Verwaltungsrat schlug 
eine Kandidatin vor, welche die Anforderungen des Kantonalbankgesetzes vorbehaltlos  
erfüllt. 
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Die Entpolitisierung und Ausrichtung des Verwaltungsrates nach fachlichen Kriterien werden 
seitens der SVP-Landratsfraktion klar unterstützt. Werden mit der vorliegenden Nomination die 
Kenntnisse von Land und Lüüt, der hiesigen Gepflogenheiten und Verhältnisse mit einem 
mehrheitlich ausserhalb des Kantons heimischen Verwaltungsrat genug Rechnung getragen? 
– Das Gesetz über die Glarner Kantonalbank sowie die vom Landrat genehmigte Eigentü-
merstrategie sehen vor, dass der Verwaltungsrat funktional ausgewogen zusammengesetzt 
sein muss. Somit ist weder das Geschlecht noch der Wohnort der Mitglieder ein enscheidrele-
vantes Kriterium. Der Gesetzgeber betont – nach Ansicht des Regierungsrates zu Recht – das 
funktionale Element. Verwaltungsräte nehmen in einem Unternehmen eine strategische Funk-
tion ein. Bei den wenigsten Aufgaben sind Kenntnisse von «Land und Lüüt» entscheidend. 
Vielmehr sind die fachlichen Kenntnisse höher zu gewichten. Das ist im operativen Bereich 
anders, wo die Kenntnisse der lokalen Gegebenheiten eine wichtigere Rolle spielen als auf 
der strategischen Ebene. Soweit Kenntnisse von «Land und Lüüt» für die strategische Füh-
rung der Bank relevant sind, sind diese aus Sicht des Regierungsrates mit den Vertretern aus 
dem Kanton Glarus sowie dem Bezug zum Kanton Glarus der weiteren Mitglieder im Verwal-
tungsrat der GLKB angemessen vorhanden. 
 
lst dem Regierungsrat bewusst, dass bei einer überprüften Vergleichsgruppe umliegender 
und vergleichbarer Kantonalbanken von zehn Instituten, lediglich deren zwei Banken über 
ein mehrheitlich von ausserkantonalen Verwaltungsräten beherrschtes Aufsichtsgremium 
verfügen? lm Schnitt wohnen fast ¾ der Verwaltungsräte der Vergleichsgruppe in den jewei-
ligen Kantonen. – Der Regierungsrat hat den Vergleich der SVP-Fraktion, der die Kantonal-
banken der Kantone LU, UR, SZ, OW, NW, SH, AI, SG, GR und TG umfasst, mit Interesse 
zur Kenntnis genommen. Er hat diesen evaluiert und um den Anteil Frauen in den strategi-
schen Gremien sowie um die Rechtsform und die Börsenkotierung ergänzt (vgl. nachfol-
gende Tabelle). Der Frauenanteil ist in allen in den Vergleich einbezogenen Kantonalbanken 
tief. Somit kann dieser Vergleich nur sehr bedingt als Referenz verwendet werden. Es zeigt 
sich, dass sich die GLKB durchaus mit anderen Kantonalbanken vergleichen lässt. 
 

Kantonal-
bank 

Rechts-
form1 

Börsen-
kotiert 

Mitglieder 
VR 

davon mit Wohnsitz  
im Kanton davon Frauen 

Anzahl Anzahl % Anzahl % 
LU PrAG ja 8 3 38 2 25 
UR ÖrK nein 7 5 71 3 43 
SZ ÖrK nein 9 9 100 0 0 
OW ÖrK nein 7 6 86 2 29 
NW ÖrK nein 6 5 83 0 0 
SH ÖrK nein 9 9 100 1 11 
AI ÖrA nein 8 7 88 1 13 
SG GwAG ja 9 5 56 2 22 
GR ÖrK ja 7 3 43 1 13 
TG ÖrK ja 9 5 56 2 22 
Total   79 57 72 14 18 

1 GwAG = Gemischtwirtschaftliche Aktiengesellschaft / PrAG = Privatrechtliche Aktiengesellschaft / ÖrK = Öffent-
lich-rechtliche Körperschaft 
 
Der Regierungsrat stellt fest, dass die Anteile der Mitglieder mit innerkantonalem Wohnsitz je 
nach Kantonalbank stark divergieren. Mit der Luzerner und der Graubündner Kantonalbank 
haben zwei weitere Kantonalbanken in ihrem strategischen Gremium eine Mehrheit an Mit-
gliedern, die ihren Wohnsitz ausserhalb des Standortkantons haben. Gerade diese zwei 
Kantonalbanken können von der Ausgangslage (Rechtsform, Börsenkotierung) her am ehes-
ten mit der GLKB verglichen werden. Zudem ist der Frauenanteil in allen in den Vergleich 
einbezogenen Kantonalbanken sehr tief.  
 
Mit drei von sieben Mitgliedern (43 %) hat bei der GLKB eine Minderheit der Verwaltungs-
ratsmitglieder ihren Wohnsitz im Kanton Glarus. Dies bedeutet aber nicht, dass Verwaltungs-



 

3 

ratsmitglieder mit ausserkantonalem Wohnsitz nicht im Kanton Glarus vernetzt sind oder die 
Gepflogenheiten sowie «Land und Lüüt» nicht kennen. Beispielsweise ist ein ausserkantonal 
wohnhaftes Verwaltungsratsmitglied im Kanton aufgewachsen, hat also lange hier gelebt und 
darf als «Heimweh-Glarner» bezeichnet werden. Solche Informationen fehlen in diesem Ver-
gleich und beeinträchtigen die Interpretation der Daten und Schlussfolgerung. 
 
Weiter gilt es zu beachten, dass der Kanton Glarus ein vergleichsweise kleiner Kanton ist 
und alleine schon dadurch die Auswahl an geeigneten Kandidatinnen und Kandidaten be-
grenzt ist. Wie dargelegt verlangt der Gesetzgeber fachliche Kenntnisse. Eine Kandidatin  
oder ein Kandidat muss bereit sein, genügend zeitliche Ressourcen für das Mandat zur Ver-
fügung zu stellen und damit eventuell beruflich kürzer zu treten. Zudem muss eine Person 
auch menschlich ins Gremium passen, um beispielhaft ein paar Wahlkriterien aufzuführen. 
Selbstverständlich bevorzugt der Regierungsrat Kandidatinnen und Kandidaten aus dem 
Kanton Glarus, falls alle Anforderungen erfüllt sind. 
 
Mit welcher Begründung kann diese deutliche Abweichung vom Schnitt begründet werden? 
– Der Verwaltungsrat ist verpflichtet, notwendige Ausführungsbestimmungen für die Wahl in 
den Verwaltungsrat zu erlassen. Das heisst im Umkehrschluss, dass der Regierungsrat bei 
seinem Entscheid nicht völlig frei ist und nach eigenem Gutdünken wählen kann. Er muss die 
Vorgaben im Gesetz beachten, wonach eine funktionale Zusammensetzung höher zu  
gewichten ist als die regionale Herkunft. Der Landrat macht die genau gleichen Vorgaben in 
der von ihm genehmigten Eigentümerstrategie: Dem Verwaltungsrat sollen Personen mit den 
erforderlichen Fähigkeiten angehören, damit eine eigenständige Willensbildung im kritischen 
Gedankenaustausch mit der Geschäftsführung gewährleistet ist. Die Verwaltungsräte müs-
sen in erster Linie einen guten Ruf geniessen, initiativ und mehrheitlich unabhängig sein  
sowie über ausgewiesene Kenntnisse in den Bereichen Unternehmensführung, Finanz-
dienstleistung, Rechnungslegung oder Recht verfügen. Für Landsgemeinde und Landrat 
sind also Herkunft und Geschlecht subsidiäre Wahlkriterien. 
 
 
Interpellation «Auswirkungen der Ökologisierung der Motorfahrzeugsteuer» 
 
Die Anfang März 2019 von der Landratsfraktion der Grünen eingereichte Interpellation «Aus-
wirkungen der Ökologisierung der Motorfahrzeugsteuer» wird wie folgt beantwortet: 
 
Wie hat sich seit 2012 die Zusammensetzung der Motorfahrzeugflotte der Einwohnerinnen 
und Einwohner des Kantons Glarus hinsichtlich der Kriterien Treibstoffverbrauch, CO2-Aus-
stoss und Gewicht verändert? – Die CO2-Emissionen der im Kanton Glarus immatrikulierten 
Personenwagen sind (soweit eine Auswertung technisch überhaupt möglich ist) allesamt seit 
der Einführung des ökologischen Rabattsystems bei den Verkehrssteuern im Jahr 2012 im 
Durchschnitt gesunken. Inwiefern die gesunkenen Emissionswerte mit einem ökologischeren 
Empfinden der Fahrzeughalter zu tun haben könnte, lässt sich nicht feststellen, da repräsen-
tative Erhebungen zum Kundenverhalten nicht vorliegen. Mit Sicherheit kann allerdings  
gesagt werden, dass in den vergangenen sieben Jahren der technische Fortschritt auch vor 
der Automobilindustrie nicht Halt gemacht hat. Die Automobilhersteller haben umweltfreundli-
chere Verbrennungsmotoren (Benzin und Diesel) sowie eine Reihe von alternativen  
Antriebssystemen (Elektro, Hybrid, Plug-in-Hybride, Erdgas, Brennstoffzelle) entwickelt, die 
nur wenig mit den herkömmlichen Verbrennungsmotoren zu tun haben. 
 
Das Leergewicht der Personenwagen hat seit 2012 im Durchschnitt marginal zugenommen, 
mit Ausnahme von Fahrzeugen mit Erdgas-Antrieb. Diese sind jedoch nicht sehr zahlreich.  
 
Informationen über den durchschnittlichen Treibstoffverbrauch lassen sich vom Strassenver-
kehrs- und Schifffahrtsamt des Kantons Glarus nicht erheben. Deshalb können diesbezüglich 
keine Aussagen gemacht werden. 
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Die folgende Tabelle zeigt die Bestände an Fahrzeugen in den Jahren 2012 und 2018:  

 
 
lst durch die damalige Änderung (Einführung des Bonus-Malus-Systems) der Anteil ökologi-
scherer Fahrzeuge feststellbar angestiegen? – Einleitend sei angemerkt, dass es keine aner-
kannte Definition gibt, was als ökologisch(er)es Fahrzeug gilt. Somit kann die Frage nur  
annäherungsweise beantwortet werden. 
 
Am 1. Januar 2012 waren im Kanton Glarus neun Elektro- und 44 Hybridfahrzeuge regis-
triert. Mit Blick auf die Gesamtmenge der immatrikulierten Personenwagen (21’138) ent-
sprach dies einem Anteil von 0,25 Prozent. Am 31. Dezember 2018 waren 82 Elektro- und 
280 Hybridfahrzeuge eingelöst, was einem Anteil von 1,54 Prozent entspricht (bei nunmehr 
23’509 eingelösten Fahrzeugen). Bei der 1. Inverkehrsetzung von Fahrzeugen, welche auf-
grund der Energieetikette einen Bonus (nämlich Kategorie A; ab 2016 A und B) oder einen 
Malus (Kategorien E, F, G; ab 2016 F und G) erhalten bzw. erhielten, ist nur eine geringfü-
gige Zunahme von energieeffizienteren Fahrzeugen feststellbar. Betrachtet man die statisti-
schen Zahlen der Jahre 2015–2018, so erweisen sich die prozentualen Anteile der Katego-
rie-A-Fahrzeuge als sinkend. Konnten in den Jahren 2013 und 2015 noch 14 Prozent aller 
Fahrzeughalter und -halterinnen von einem Bonus bei der ersten Inverkehrsetzung profitie-
ren, waren es in den Jahren 2017 und 2018 noch 9 bzw. 7 Prozent (was letztlich aber auch 
mit der jährlichen Neuberechnung der Energieeffizienz-Kategorien zusammenhängt). Eine 
Zunahme ist hingegen bei den neu in Verkehr gebrachten Fahrzeugen der Kategorien F und 
G feststellbar. Waren es in den Jahren 2012 bis 2016 noch wenige Fahrzeuge (4 bis 8%), 
welche sich in der Kategorie G befanden und deshalb einen Malus bezahlen mussten, sind 
diese Anteile in den Jahren 2017 und 2018 markant angestiegen (13 bzw. 26%). Das hängt 
damit zusammen, dass die Fahrzeuge dieser Kategorie während ihrer gesamten Immatriku-
lation im Kanton Glarus Malus-belastet sind. Ebenso konnte man einen höheren Anstieg bei 
den Personenwagen in der Kategorie F registrieren. 
 
Wie haben sich die Erträge der Motorfahrzeugsteuer entwickelt? – Die Erträge der Motor-
fahrzeugsteuern haben sich im Kanton Glarus wie folgt entwickelt (Beträge in Fr.): 
 

 
 
Hat der Regierungsrat bei der Steuer die Mali und Boni für ökologisch stark schädliche bzw. 
weniger schädliche Fahrzeuge seit Annahme des Gesetzes verändert? – Gemäss der Ver-
ordnung des Regierungsrates über das ökologische Rabattsystem der Verkehrssteuern 
(VStRV), die auf den 1. Januar 2012 in Kraft trat, wurden Personenwagen mit der Energieef-
fizienz-Kategorie A ab ihrer Erstimmatrikulation für den Rest des laufenden Jahres sowie die 
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darauffolgenden zwei Kalenderjahre zu 50 Prozent von der allgemeinen Verkehrssteuer  
befreit. Gänzlich befreit werden ausschliesslich mit Elektroenergie angetriebene Motorfahr-
zeuge. Personenwagen der Energieeffizienz-Kategorien E, F und G wurden ab der Erstinver-
kehrsetzung während ihrer gesamten Immatrikulationsdauer mit einem jährlichen Malus von 
10 bzw. 20 bzw. 30 Prozent belegt. 
 
Das vorerwähnte ökologische Rabattsystem wurde einmal überprüft und vom Regierungsrat 
per 1. Januar 2016 wie folgt geändert: 

 
Gänzlich von der Verkehrssteuer befreit sind weiterhin die ausschliesslich mit Elektroenergie 
angetriebene Motorfahrzeuge. Es zeichnet sich ab, dass die VStRV wohl demnächst wieder 
angepasst werden muss, um der gesetzlich postulierten Saldoneutralität (mittelfristig) Rech-
nung tragen zu können.  
 
Welchen Handlungsbedarf sieht der Regierungsrat allenfalls, um bei den Neuwagen, die im 
Kanton Glarus immatrikuliert sind, den gesetzlichen Zielwert von 95 Gramm CO2 pro Kilome-
ter ab dem Jahr 2020 zu erreichen? – Seit Juli 2012 gelten in der Schweiz, analog zur EU, 
CO2-Emissionsvorschriften für neue Personenwagen. Erstmals zum Verkehr in der Schweiz 
zugelassene Personenwagen dürfen im Durchschnitt maximal 130 Gramm CO2 pro Kilome-
ter ausstossen. Diese Zielvorgabe gilt bis Ende 2019. Ab dem Jahr 2020 gilt für Personen-
wagen ein Zielwert von 95 Gramm CO2 pro Kilometer. Ab diesem Zeitpunkt werden zusätz-
lich auch CO2-Emissionsvorschriften für Lieferwagen und leichte Sattelschlepper eingeführt. 
Sie müssen einen Zielwert von 147 Gramm CO2 pro Kilometer einhalten. Für den Kanton 
verbleibt hier kein Spielraum zum Erlass von weitergehendem kantonalem Recht. Nament-
lich wäre es nicht zulässig, wenn der Kanton Personenwagen nicht zulassen würde, welche 
mehr als 130 bzw. 95 Gramm CO2 pro Kilometer ausstossen. 
 
Die Kantone sind jedoch frei, zur Erreichung der Klimaziele des Bundes andere flankierende 
Massnahmen im eigenen (kantonalen) Zuständigkeitsbereich umzusetzen. Solche möglichen 
ergänzenden Massnahmen sind im Energiekonzept 2012 des Kantons Glarus erwogen wor-
den. Mit dem Energiekonzept 2012 soll das Ziel der 2000-Watt-Gesellschaft erreicht werden, 
wofür der Gesamtenergieverbrauch (inkl. Verkehr) bis 2020 um etwa 20 Prozent sinken soll. 
Insbesondere für den Bereich des Verkehrs sollen die CO2-Emissionen von erstmals in Ver-
kehr gesetzten Personenwagen auf durchschnittlich 95 Gramm CO2 pro Kilometer reduziert 
werden. Gewisse Lenkungsmöglichkeiten zur Umsetzung dieser Massnahme erkannte man 
im Energiekonzept 2012 unter anderem auch bei der kantonalen Motorfahrzeugsteuer. Eine 
Überprüfung der Wirksamkeit und des Umsetzungsstands der dort thematisierten Ansätze ist 
vom Departement Bau und Umwelt für 2020/21 vorgesehen. Es ist davon auszugehen, dass 
die entsprechende Auslegeordnung zu neuen Vorschlägen für weitergehende Massnahmen 
führen wird. Derzeit können dazu noch keine Aussagen gemacht werden. 
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Gegenstand der entsprechenden Diskussionen wird dann vermutlich auch die Effektivität und 
damit der Umfang der Lenkungswirkung der (ökologisierten) Motorfahrzeugsteuer sein. Mit 
den heutigen strengeren Messeverfahren stellt die Einhaltung des gesetzlichen Zielwertes 
von 95 Gramm CO2 pro gefahrenem Kilometer ab dem Jahr 2020 eine noch grössere Hürde 
dar. Ob eine vermehrte Förderung der Elektromobilität im Zusammenhang mit der Diskus-
sion über den tatsächlichen ökologischen Fussabdruck von Elektrofahrzeugen in Bezug auf 
Herstellung, Betrieb und Entsorgung sowie bezüglich Reichweite Sinn macht, wird ebenfalls 
zu prüfen sein.  
 
Was unternimmt der Kanton, um seine eigene Fahrzeugflotte möglichst ökologisch zusam-
menzustellen? – Es existiert keine regierungsrätliche Weisung oder anderweitige Vorgabe, 
welche der kantonalen Verwaltung bei der Beschaffung von Fahrzeugen die Berücksichti-
gung von ökologischen Kriterien vorschreiben würde. Die Departemente sind somit diesbe-
züglich frei. Es liegt in der Kompetenz der Departemente, Einfluss auf die Verwaltung zu 
nehmen und ökologisch verantwortungsbewusst einzukaufen. Als Beispiel sei erwähnt, dass 
der Informatikdienst kürzlich ein elektrobetriebenes Auto angeschafft und in Betrieb genom-
men hat. 
 
 
Beiträge aus dem Kulturfonds 
 
Für kulturelle Zwecke werden aus dem Kulturfonds 35 Personen oder Organisationen durch 
die Kulturkommission oder den Regierungsrat Beiträge von total 460‘300 Franken gewährt 
oder als Defizitdeckung zugesichert. Fünf Gesuche wurden abgelehnt, eines zurückgestellt. 
Durch den Regierungsrat werden Beiträge und Defizitbeiträge von 342‘600 Franken bewilligt 
für: 
 Beitrag Defizitbeitrag 
  (Zusicherung) 
 
– Bergklang GmbH, Glarus, Sound of Glarus, pro Jahr  Fr.   30‘000 Fr. 39’000 

Leistungsvereinbarung 2019–2021 
– Kulturgesellschaft Glarus, Jubiläumssaison 2020/2021  Fr. 150‘000 Fr. 25’000 
– Genossenschaft Kulturzentrum Holästei, Beitrag 2019  Fr.   30’000 Fr. 10’000 
– Projektgruppe Flurnamenbuch Gemeinde Glarus, Buch Fr.   35’000 
– Glarner Singverein Glarus, Hauptkonzert 2019     Fr. 12’400 
– Glarner Blasmusikverband, Teil-, Neuinstrumentierung Fr.   11’200 
 
 


